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EU-Kommission wird Glyphosat bis 2033 zulassen

Veröffentlicht am: 16.11.2023

Die Europäische Kommission wird den Herbizid-Wirkstoff Glyphosat im Alleingang für weite-

re zehn Jahre, also bis Ende 2033, in der EU zulassen. Das teilte sie heute mit, nachdem die

27 EU-Mitgliedstaaten diesen Vorschlag auch im zweiten Versuch nicht mit qualifizierter

Mehrheit befürwortet oder abgelehnt hatten. Nun droht der Bundesregierung nach Einschät-

zung von Rechtsexperten das Problem, dass das ab 1.1.2024 gültige Verbot glyphosathalti-

ger Spritzmittel in Deutschland kollidiert mit der Zulassung des Wirkstoffs nach europäi-

schem Recht. 
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Wie erwartet hat in der heutigen Sitzung des Berufungsausschusses zwar wieder eine Mehr-

heit der EU-Mitgliedstaaten für den Zulassungsvorschlag der Kommission gestimmt. Die 17

Länder repräsentierten jedoch keine qualifizierte Mehrheit von 55 Prozent der Mitgliedstaa-

ten und 65 Prozent der Bevölkerung der EU. Wie der Europaabgeordnete Martin Häusling t-

witterte, stimmten die Mitgliedstaaten fast genauso ab wie bei der ersten Sitzung im Oktober,

lediglich Italien schwenkte von Zustimmung auf Enthaltung um. Ebenfalls enthalten hatten

sich demnach Deutschland, Frankreich, die Niederlande, Bulgarien, Belgien und Malta. Ös-

terreich, Luxemburg und Kroatien lehnten eine erneute Zulassung des Unkrautvernichters

ab. Bundesagrarminister Cem Özdemir bedauerte im Anschluss, dass der Dissens in der Ko-

alition ihn zu einer Enthaltung gezwungen habe. „Ich hätte gerne gemäß unserer Koalitions-

vereinbarung mit einem klaren ‚Nein‘ gestimmt“, so der grüne Minister. Die Neuzulassung

hätte er aber auch damit nicht stoppen können.  

Unmittelbar nach dieser Sitzung teilte die EU-Kommission mit: „Auf der Grundlage umfas-

sender Sicherheitsbewertungen, die von der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicher-

heit (EFSA) und der Europäischen Chemikalienagentur (ECHA) zusammen mit den EU-Mit-

gliedstaaten durchgeführt wurden, wird die Kommission nun die Zulassung von Glyphosat für

einen Zeitraum von zehn Jahren verlängern, wobei bestimmte neue Bedingungen und Ein-

schränkungen gelten“. Konkret nannte sie ein Verbot der Sikkation, also das Abspritzen ern-

tereifer Felder mit Glyphosat, um die Ernte zu erleichtern. Auch will sie maximale Mengen

festlegen, wieviel von dem Totalherbizid auf den Feldern ausgebracht werden darf. Dass die

Umwelt geschützt und Wildblumen oder kleine Säugetieren wie Wühlmäuse nicht geschädigt

werden, dafür sollen die Mitgliedstaaten in ihren Vorschriften für den Spritzmitteleinsatz sor-

gen, schrieb die EU-Kommission. Die EFSA soll Leitlinien entwickeln, um mögliche indirekte

Auswirkungen von Glyphosat auf die Artenvielfalt bewerten zu können.

Dass es an der Stelle Datenlücken gibt, hatte die EFSA im Zulassungsprozess selbst ein-

geräumt. Auch ernährungsbedingte Risiken für Verbraucher:innen konnte sie nicht ab-

schließend klären. Dass die EU-Kommission das Pflanzengift trotzdem weiter zulassen will,

empört viele Umwelt- und Verbraucherorganisationen. „Zahlreiche unabhängige Studien be-

legen die verheerenden Konsequenzen von Glyphosat für die Artenvielfalt und auch für die

menschliche Gesundheit“, warnt etwa Christine Vogt, Agrarreferentin beim Umweltinstitut

München. „Wir erwarten, dass die Kommission nach dem europäischen Vorsorgeprinzip

handelt und Glyphosat keine weitere Genehmigung erteilt.“ Corinna Hölzel, Pestizidexpertin

beim Umweltverband BUND, fordert ein nationales Glyphosatverbot.

Nach der deutschen Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung ist es ab 1. Januar 2024 unter-

sagt, Glyphosat weiter anzuwenden. Bereits im Juni hatte ein auf Spritzmittelzulassungen

spezialisierter Rechtsanwalt jedoch darauf hingewiesen, dass Deutschland Glyphosat nicht

komplett verbieten kann, wenn der Wirkstoff in Brüssel erlaubt ist. Erneuert die EU-Kommis-

sion die Glyphosat-Zulassung also wie angekündigt bis 2033, könnte das deutsche Verbot

ab 1.1.2024 damit kollidieren. Auch der deutsche Agrarminister hatte bereits eingeräumt,

dass das Europarecht ihm beim Verbot des Totalherbizids Grenzen setzt. Zwar schreibt die

EU-Kommission, die Mitgliedstaaten könnten die Verwendung glyphosathaltiger Pestizide

„auf nationaler und regionaler Ebene einschränken, wenn sie dies aufgrund der Ergebnisse
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von Risikobewertungen für notwendig erachten, wobei sie insbesondere die Notwendigkeit

des Schutzes der biologischen Vielfalt berücksichtigen“. Ein hochrangiger Kommissionsbe-

amter hatte im Oktober jedoch deutlich gemacht, dass das kaum komplette Verbote rechtfer-

tigen dürfte. Auch Rechtsanwalt Peter Koof schreibt auf seiner Webseite, dass die Bundesre-

gierung schon längst hätte aktiv werden müssen, um die Pflanzenschutz-Anwendungsver-

ordnung zu ändern. Denn es gebe bereits jetzt diverse glyphosathaltige Pestizide, die über

den 15.12.2023 hinaus zugelassen sind. Hintergrund ist, dass die EU-Kommission zwar Pes-

tizidwirkstoffe zulassen kann. Die europäischen Mitgliedstaaten regeln aber selbst, welche

Spritzmittel mit welchen Wirkstoffen in ihren Hoheitsgebieten erlaubt sind.  

Was Glyphosat angeht, sieht Agrarminister Özdemir hier offenbar keinen Zeitdruck: Sein Mi-

nisterium werde „nun sehr genau prüfen, …welche nationalen Handlungsmöglichkeiten wir

haben, um den Koalitionsvertrag so weit wie möglich umzusetzen“, teilte er heute mit. Im Ko-

alitionsvertrag hatten die Ampel-Parteien festgehalten: «Wir nehmen Glyphosat bis Ende

2023 vom Markt.» Zur Frage, wie man dabei mit dem Widerspruch zwischen der EU-Zulas-

sung und der deutschen Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung umzugehen gedenkt,

konnte der Infodienst Gentechnik trotz mehrfacher Nachfragen beim BMEL seit Sommer bis-

lang keine Antwort erhalten. Für Rechtsanwalt Peter Koof ist die Sache klar: „Das Anwen-

dungsverbot für glyphosathaltige Pflanzenschutzmittel ab dem 01.01.2024 ist erst recht auf-

zuheben, wenn die Genehmigung des Wirkstoffs Glyphosat von der Europäischen Kommis-

sion über den 15.12.2023 hinaus verlängert wird“, schrieb er schon im Juni.

Bestätigt sieht er seine Auffassung durch ein Urteil des luxemburgischen Verwaltungsge-

richtshofs vom März diesen Jahres. Als erstes EU-Mitglied hatte Luxemburg im Januar 2021

Glyphosat landesweit verboten. Das Gericht hob das Verbot jedoch auf, da es keine beson-

deren ökologischen oder landwirtschaftlichen Merkmale in Luxemburg gebe, die ein nationa-

les Verbot rechtfertigten. Es liegt also auf der Hand, dass auch das Glyphosat-Verbot aus

der deutschen Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 2024 vor Gericht landen wird. Doch

auch die Gegner des Spritzmittels ziehen vor Gericht. So klagt die Deutsche Umwelthilfe ge-

gen das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit, weil es den glypho-

sathaltigen Unkrautvernichter Roundup PowerFlex zugelassen habe, ohne die negativen

Auswirkungen auf den Artenschutz ausreichend zu berücksichtigen. DUH-Geschäftsführer

Jürgen Resch kündigte bereits weitere Klagen gegen glyphosathaltige Pestizide an. In

Frankreich hatte eine Umweltorganisation mit einer solchen Klage Erfolg. Wie es aussieht

werden also die Gerichte ausbügeln müssen, was die Politik unzureichend geregelt hat.

[lf/vef]

Links zu diesem Artikel

Europäische Kommission: Mitgliedstaaten konnten sich nicht mit qualifizierter Mehr-

heit auf die Erneuerung bzw. Nichterneuerung der Genehmigung für Glyphosat eini-

gen (mit Link zu Fragen und Antworten - 16.11.2023)

Tweet MdEP Martin Häusling zum Abstimmungsverhalten der EU-Mitgliedstaaten

(16.11.2023)
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https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/statement_23_5792
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/statement_23_5792
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/statement_23_5792
https://twitter.com/MartinHaeusling/status/1725087462370811941
https://twitter.com/MartinHaeusling/status/1725087462370811941


Übersichtsseite der Europäischen Kommission zu Glyphosat mit Links zu den aktuel-

len Dokumenten (englisch mit automatischer Übersetzung)

Pressemitteilung BMEL: Erneut keine Mehrheit für Glyphosat-Genehmigung - Özde-

mir kritisiert mögliche Zulassung für weitere zehn Jahre durch EU-Kommission

(16.11.2023)

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft: Fragen und Antworten zu Gly-

phosat

Deutsche Umwelthilfe: Bayer-Ultragift Glyphosat - Deutsche Umwelthilfe fordert

Landwirtschaftsminister Özdemir auf, klar gegen eine weitere Verlängerung der Zu-

lassung zu stimmen (14.11.2023)

BUND-Kommentar von Corinna Hölzel: EU-Entscheidung zu Glyphosat: Brüssel geht

einen falschen Weg (16.11.2023)

Medieninfo Umweltinstitut München - Glyphosat: EU-Kommission findet wieder keine

Mehrheit für weitere Genehmigung (16.11.2023)

Rechtsanwälte Koof und Kollegen: Anwendungsverbot für glyphosathaltige Pflanzen-

schutzmittel ab dem 01.01.2024 in Deutschland (26.06.2023)

Infodienst - Glyphosat: Zulassung trotz Leukämieverdachts? (15.11.2023)

Infodienst: Glyphosat: Behörde verlängert Spritzmittelzulassungen ungeprüft

(12.12.2018)
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https://food.ec.europa.eu/plants/pesticides/approval-active-substances/renewal-approval/glyphosate_en#proposal-ms
https://food.ec.europa.eu/plants/pesticides/approval-active-substances/renewal-approval/glyphosate_en#proposal-ms
https://www.bmel.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/132-glyphosat.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/132-glyphosat.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/132-glyphosat.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/FAQs/DE/faq-glyphosat/FAQ-glyphosat_List.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/FAQs/DE/faq-glyphosat/FAQ-glyphosat_List.html
https://www.presseportal.de/pm/22521/5649197
https://www.presseportal.de/pm/22521/5649197
https://www.presseportal.de/pm/22521/5649197
https://www.bund.net/themen/aktuelles/detail-aktuelles/news/eu-entscheidung-zu-glyphosat-bruessel-geht-einen-falschen-weg/
https://www.bund.net/themen/aktuelles/detail-aktuelles/news/eu-entscheidung-zu-glyphosat-bruessel-geht-einen-falschen-weg/
https://umweltinstitut.org/pressemitteilung/glyphosat-eu-kommission-findet-wieder-keine-mehrheit-fuer-weitere-genehmigung/
https://umweltinstitut.org/pressemitteilung/glyphosat-eu-kommission-findet-wieder-keine-mehrheit-fuer-weitere-genehmigung/
https://www.rechtsanwaelte-koof.de/aktuelles/artikel/news/news/detail/anwendungsverbot-fuer-glyphosat-haltige-pflanzenschutzmittel-ab-dem-01012024-in-deutschland.html
https://www.rechtsanwaelte-koof.de/aktuelles/artikel/news/news/detail/anwendungsverbot-fuer-glyphosat-haltige-pflanzenschutzmittel-ab-dem-01012024-in-deutschland.html
https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/34847?cHash=ea854c610a88ee82d547a3b355efe4fc
https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33503/
https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33503/
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